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wo Chefideologe Kurt Hager die Forderung nach Reformen mit dem Satz vom Tisch 
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fühlen, Ihre Wohnung ebenfalls neu zu tapezieren?" Die kommunistischen Führungen 
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Sozialismus am Scheideweg. Modernisierungserfordernisse und
politische Reformen in der DDR und Osteuropa

Gert-J oachim GlaelSner / Hubertus Knabe / Micbal Reiman

l. Einfübrung

Die gesellschaftliche und politische Entwicklung in den sozialistischen Ländern hat

in den letzten Jahren eine ungeahnte Dynamik entwickelt. Die sozialen und politi-

schen Strukturen entwickeln sich immer weiter auseinander und es fällt zunehmend

schwer, von einem einheitlichen Systemtypus zu sprechen, wie es der in den siebziger

Jahren in Mode gekommene Begriff ,,rcaler Sozialismus" suggeriert hat. Die westliche

Kommunismusanalyse hat ebenfalls über weite Strecken das Bild eines einheitlichen

Systemtypus gepflegt. War es in den vierziger und fünfziger Jahren dieVorstellung eines

totalitären Systemverbunds, der, dominiert und beherrscht von der stalinistischen

Sowjetunion, keine nationalen Sonderentwicklungen kannte, so wurde diese Vorstel-

lung seit den sechziger Jahren durch indusuiegesellschaftliche und konvergenztheoreti-

sche überlegungen abgelöst, die ebenfalls eher die Einheitlichkeit als die Unterschie-

de einzelner sozialistischer Länder betonten. Erst die Niederschlagung des ,,Prager

Frühlings" 1968, der zeitweilig mit Sympathie verfolgte Versuch Rumäniens, eine

eigenständige Außenpolitik zu betreiben, eine gewisse Vorreiterrolle der DDR bei der

Implementation ökonomischer Reformen in den sechziger Jahren, Reformbemühun-

gen in Ungarn und vor allem die Veränderungen in Polen in den Jahren 1980/81 haben

den Blick dafür geöffnet, daß die von Karl Deutscb Anfang der sechziger Jahre kon-

statierten ,,Risse im Monolith" sich vertieft hatten. Die Entwicklung tendierte immer

deutlicher dahin, daß sich Besonderheiten, die die einzelnen Länder aufweisen und die

auch in der Stalin-Ära nie völlig verschwunden waren, verstärkten und die Frage auf-

warfen, welchen Stellenwert allgemeine Systemspezifika des Sozialismus sowjetischen

Typs gegenüber diesen Eigenentwicklungstendenzen (noch) haben.

Die Einsicht, daß es einer Veränderung der überkommenen Struktur der sozialistischen

Systeme bedarf, weil diese die wirtschaftliche und soziale Entwicklung hemmen, hat

inzwischen zu höchst unterschiedlichen Reaktionen in den Partei- und Staatsführungen

dieser Länder geführt. Auf der einen Seite werden die erreichten Vorzüge des Sozialis-

mus gelobt und allenfalls verbale Zugeständnisse an Reformbestrebungen gemacht, auf

der anderen Seite konstatiert der ungarische Ministerpräsident, daß das ,,bürokratische

und hyperzentralisierte staatssozialistische Modell des gesellschaftlichen Aufbaus, das

Modell des Parteistaates" in die Sackgasse geraten sei und sich als ,,entwicklungsun-
fähig und als Bremse der Modernisierung" erwiesen habet (Nömetb 1989, 4).

Angesichts eines rapiden Wandlungsprozesses, dessen Ergebnis kaum prognostizierbar
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ist, erscheint es angebracht, die Bebamtngs- und Wandlungstendenzen in den soziali-
stischen Ländern genauer zu betrachten. Im Mittelpunkt des Interesses stehen die
systemischen Strukturdefekte, die einen gesellschaftlichen und politischen Moderni
sierungsprozeß bislang behindern, die Frage nach neuen Problemlagen und Lösungs-
vorstellungen und nach den Chancen einer Systemreform, eines Veränderungspro-
zesses, der auch bislang sakrosankte Grundaxiome marxistisch-leninistischer Politik-
vorstellungen in Frage stellt.

2. Alte und neue Problemkonstellationen

2.1 Strukturelemente des politischen Systems

Für alle sozialistischen Staaten war bislang ein Politikverständnis bestimmend, das
von dem westlicher Demokratien fundamental unterschieden ist. Politik wurde von
den kommunistischen Parteien als einheitlich organisierter Prozeß angesehen, in dem
die Ziele und der Wille der herrschenden Klasse, und das meint de facto der regieren-
den kommunistischen Partei, auf die gesamte Gesellschaft übertragen wird.
Die politische Theorie des Marxismus-Leninismus - der ,,Wissenschaftliche Kommu-
nismus" - spricht von der ,,politischen Organisation der sozialistischen Gesellschaft",
dem politischen System, als einem einheitlichen Zusammenhang, innerhalb dessen die
Eigenständigkeit einzelner Politikbereiche und -felder ebensowenig akzeptiert werden,
wie eine Teilung der Gewalten. Die Verwirklichung der gesellschaftspolitischen Ziele
des Sozialismus/Kommunismus bedürfe der vereinheitlichten Anstrengung aller und
einer zentralisierten, nach einheitlichen Prinzipien gestalteten Politik.
Einheitlichkeit bedeutet jedoch nicht Einheitsverwaltung (Bälla L972). In den nach-
stalinistischen Systemen hat sich eine funktionale Aufgabenverteilung zwischen Par-
tei, Exekutive, Legislative und Judikative, zwischen staatlichen Institutionen und ge-
sellschaftlichen Organisationen und eine hierarchisch gestaffelte Kompetenzzuweisung
an die regionalen Untergliederungen herausgebilder. (skilling/Griffitbs 1974).

,,Die politische Organisation der sozialistischen Gesellschaft ist ein Komplex staar-
licher und nichtstaatlicher Organisationen und Institutionen (der Volksvertretun-
gen, des Staatsapparates, der befreundeten Parteien, der Massenorganisationen und
anderer gesellschaftlicher Organisationen, der Arbeitskollektive) unter der Führung
der marxistisch{eninistischen Partei der Arbeiterklasse, der politischen und juri-
stischen Normen, der Normen sozialistischer Moral und Ethik, der politischen Tra-
ditionen der Arbeiterklasse und anderer Ausdrucksformen des sozialistischen Staats-
und Rechtsbewußtseins. Mit ihrer Hilfe übt die Arbeiterklasse die politische Macht
aus und gestaltet bewußt und planmäßig die gesellschaftlichen Verhältnisse nach
den objektiven Erfordernissen der sozialistischen Gesellschaft" (DDR 1978, 26).

Als Bestandteile dieses politischen Systems werden die marxistisch{eninistische Partei
als ,,politisch-organisatorisches Zentrum der Gesellschafr", der Staat als ,,Hauptin-
strument der von der Arbeiterklasse geführten Werktätigen bei der Gestaltung der
sozialistischen Gesellschaft", das Recht als ,,die Gesamtheit der vom sozialistischen
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Staat geschaffenen und sanktionierten Gesetze und Rechtsvorschriften", die Massen-

organisationen und, soweit vorhanden, die ,,befreundeten" Parteien angesehen (Ein-

führung 1986: 59).

Unter funktionalen Aspekten läßt sich die Führungsrolle der marxistisch{eninistischen
parteien drei Bereichen des politischen Systems zuordnen: Sie bedienen sich des Staa-

tes als ,,Hauptinstrument" bei der Durchsetzung ihrer politischen Ziele, Parteipolitik

ist also in erster Linie Sraatspolitik, und nicht, wie dies erklärtes Ziel sozialistischer

Politikvorstellungen war, Politik mit dem Ziel, staatliches Handeln zugunsten gesell-

schaftlichen Handelns zurückzudrängen. Sie nutzen die Formen ,,bürgerlicher" Demo-

kratien, insbesondere Parlamentarismus und Mehrparteiensystem, zur Legitimierung

der faktischen Einparteienherrschaft und zur geregelten Partizipation der Bürger in

von der kommunistischen Partei abhängigen und ihren Führungsanspruch explizit
sanktionierenden Parteien und Organisationen. Die gesellschaftlichen Organisationen

dienen zugleich als Mobilisierungs- und Erziehungsinstitute, mit deren Hilfe die Bevöl-

kerung für die Parteiziele gewonnen und aktiviert werden.

2.2 Perfektionierung oder Reform des Systems?

Diese Strukturen galten über Jahrzehnte nicht nur als unveränderbar, sondern als

conditio sine qua non für eine sozialistische Entwicklung. Sie wurden von den Theo-

retikern des Marxismus-Leninismus auch nicht als historisch gewachsene und damit

der Wandlung unterworfene Ergebnisse der russischen Revolution und der Übertra-

gung des sowjetischen Modells auf Länder ganz anderen ökonomischen, sozialen,

politischen und kulturellen Zuschnitts betrachtet, sondern als allgemeiner Ausdruck

des Sozialismus.

Das bedeutet nicht, daß es keine Versuche gegeben hätte, die Binnenstrukturen der

sozialistischen Systeme zu verändern. Diese Veränderungen bezogen sich aber stets

auf den - in erster Linie wirtschaftlichen - Planungs- und Lenkungsmechanismus und

bezogen das Verhiiltnis des Parteistaates z! seinen Bürgern, zu gesellschaftlichen Inter-

essengruppen und zur Gesellschaft insgesamt nicht ein. Ztdem waren sie, wie ein Blick

auf die verschiedenen Phasen der Wirtschaftsreform zeigt, stets halbherzig und von

kurzer Dauer,
Insgesamt kann man die Veränderungen des Planungs- und Lenkungssystems in den

sozialistischen Ländern als eine graduelle Bewegung weg von einem in hohem Maße

zentralisierten hin zu einem System beschreiben, das innerhalb einer nach wie vor

streng hierarchischen Entscheidungsstruktur gewisse Elemente dezentraler Entschei-

dung und Verantwortlichkeit eingebaut hat. Daß dies völlig unzureichend ist, zeigt

allein die Tatsache, daß seit der ersten Debatte über die Notwendigkeit tiefgreifender
Reformen des ökonomischen Mechanismus 1956157 noch immer die gleichen Fra-

gen auf der Tagesordnung stehen, Dezentralisierung, Demonopolisierung, Rolle des

Marktes, Preisreform, Liberalisierung des Außenhandels und vor allem die Unabhän-

gigkeit der Wirtschafrsunternehmen von der Partei- und Staatsadministration (vgl.

u. a. Bauer 1988; Marer/Siwinki t987).
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Wlodzimien Brus hat von Reformzyklen gesprochen (Brzs 1985) und damit eine zu-
treffende Besschreibung der Situation geliefert: Mitte der fünfziger Jahre werden in
der DDR, in der ÖSSR, Polen und Ungarn erstmals Fragen der Dezenrralisierung
des Wirtschaftssystems diskutiert. In den sechziger Jahren wird in der DDR das ,,Neue
Ökonomische System der Planung und Leitung der Volkswirtschaft" - der termino-
logische BezugzurNEP Lenins war nicht ufüillig - als eine Art Pilotprojekt in Gang
gesetzt, und in der ÖSSR und Ungarn werden Schritte in Richtung einer größeren
Bedeutung des Marktes eingeleitet. Der Abbruch aller Reformbestrebungen in der
Sowjetunion 1968/69 ging einher mit einer Rezentralisierung des Planungs- und Len-
kungsmechanismus. Die tschechoslowakische Krise des Jahres 1968 beendete dort alle
Reformbestrebungen und brachte für zwei Jahrzehnte eine Rückkehr zum alten,
politisch kontrollierten und determinierten Zentralismus (Koräonski 1989: 11). Erst
die polnische Krise 1980/81 und die Politik der,,Perestrojka" in der Sowjetunion
haben Elemente einer tiefergehenden Reform des Wirtschaftsmechanismus und - in
unmittelbarem Zusammenhang damit - erstmals auch des politischen Systems erken-
nen lassen. Versteht man im Anschluß an Wlodzimierz Brus Reformen als ,,meaningful
cbange in tbe operating principles of an economic system, and not any modifi,cation
uitbin the old framework" (Brus 1985a, 195) und wendet sie auch auf das politische
System an, wird man die früheren Veränderungen im politischen und ökonomischen
System eher mit Begriffen wie Rationalisierung und Effektivierung, als mit dem Begriff
Reform belegen (vgl. Glae§ner L982), weil sie den entscheidenden Zusammenhang von
ökonomischen und gesellschaftlichen Krisenerscheinungen nicht in den Blick genom-
men haben.
Als Gemeinsamkeiten lassen sich in allen sozialistischen Staaten mit Ausnahme Ru-
mäniens die Differenzierung des Machtgefüges und die Spezialisierung einzelner Or-
ganisationen und Institutionen erkennen. Es ging in unterschiedlicher Weise um Ra-
tionalisierung, Effektivierung und partielle Ökonomisierung vorwiegend politisch de-
terminierter Organisationsformen und Entscheidungsprozesse. Hinzu kommt eine in
ihren konkreten Formen differierende Tendenz der Verrechtlichung und normativen
Regelung der Planungs- und Leitungsprozesse (Glaelsner t982: 24t-275). Zu weit-
reichenden Veränderungen des Planungs- und Leitungssystems, die auch die politischen
Strukturen einbezogen hätten, konnten sich die regierenden kommunistischen Partei-
en jedoch nicht verstehen. Versuche in dieser Richtung scheiterten letztlich an der
Angst der Partei vor einer verselbständigung als ,,ökonomisch" und ,,technokratisch"
empfundender Lösungen. Ihrem Dezisionismus sollten keine Fesseln angelegtwerden.
Der in den sechziger und siebziger Jahren eingeleitete Prozeß der Differenzierung der
politischen Strukturen und der Wirtschaftsplanung bedeutere also nicht, daß die zen-
tralistische Grundsuuktur von Staat und Gesellschaft und die Monopolstellung der Par-
tei angetastet worden wäre.

2.3 Neue Problemlagen und Strukturdefekte des politischen Systems

Die in einigen sozialistischen Ländern in Gang gekommene Diskussion über die Zu-
kunft des politischen systems ist die Folge einer Krise des ,,realen sozialismus,,. Die
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notwendige Modemisierung in allen Bereichen der Gesellschaft Iäßt sich mit den seit

Jahrzehnten erprobten Mitteln administrativer Veränderungen, technokratischer Poli-

tikkonzepte und bürokratischer Reformen nicht realisieren. Ökonomische Krisener-

scheinungen, ökologische Notwendigkeiten, soziale und kulturelle Veränderungen

und Umschichtungsprozesse, nötigen zu einem Überdenken bisheriger Politikvorstel-

lungen. Eine besondere Dynamik gewinnt dieser Reflexions- und Umgestaltungspro-

zeß durch die weitreichende, in sich widersprüchliche, gleichwohl aber bislang sakro-

sankte ideologische und politische Positionen in Frage stellende Entwicklung in der

Führungsmacht Sowjetunion.
Die Komplexität der neuen Problemkonstellation besteht darin, daß sich in den sozia-

listischen Ländern seit den sechziger Jahren soziale, kulturelle und politische Verän-

derungen vollzogen haben, die alle Politikebenen tangieren. Weder die bestehenden

normativen Regelungen, noch das existierende Institutionensystem und die tradier-

ten Politikmuster sind in der Lage, die neuen Problemlagen adäquat zu verarbeiten,

sondern wirken als Hemmfaktoren für die weitere gesellschafdiche Entwicklung. Die

politik ist nicht in der Lage, die wissenschaftlich-technischen, ökonomischen, sozialen

und kulturellen Herausforderungen zu bewältigen, vor die sich die sozialistischen

Länder heute gestellt sehen. Das erklärte Ziel, den Anschluß an das ökonomische und

wissenschaftlich-technische Niveau der westlichen Länder zu finden, die Absicht, Inno-

vationsfähigkeit und -bereitschaft zu fördern, scheitert an den staffen und unbeweg-

lichen Strukturen in Politik und Wirtschaft. Der Anspruch des Parteistaates, alle Be-

reiche der Gesellschaft seinem lenkenden und regelnden Z'tgriff. zu unterwerfen, ver-

hindert eine problem- und sachbezogene, an instrumentellen Rationalitätskriterien

orientierte, neue Entwicklungen antizipierende Politik. Die langen Wege zentrali
srischer Leitungsstrukruren und eine schwerfällige und unflexible Planung vergrößern

den Abstand zwischen den sozialistischen Ländern und den westlichen Ländern.

Die überwindung der parteizentrierten Struktur von Gesellschaft und Politik erweist

sich mittlerweile immer mehr als conditio sine qua non fitt einen erfolgreichen Moder-

nisierungsprozeß. Der Umbau der administrativen Strukturen kommt ohne eine grö-

ßere Durchschaubarkeit ökonomischer und politischer Entscheidungen nicht voran.

Die wachsende Differenziertheit sozialer Lagen und der unverkennbare Wertewandel

drängen in Richtung einer offenen Gesellschaft (Knabe t987a). Anders als in den

technokratisch angelegten Veränderungen im Wirtschaftsmechanismus der sechziger

lahte (Glae§ner t977) müssen Reformen, sollen sie erfolgversprechend sein, nunmehr

darüber hinausgreifen und auch das politische System und die Gesellschaft insgesamt

verändern. Insofern sprengen sie tendenziell die bisherigen Systemgrenzön und stellen

diese Länder vor völlig neue Herausforderungen. Der Sozialismus in der vorwiegend

staatlichen Form, so sieht es einer der engagiertesten Unterstützer der Perestrojka, ,,hat
seine Möglichkeiten erschöpft. Er muß neue Formen finden, die seinen Urgründen,

seiner Orientierung auf die Selbstverwirklichung des Menschen entsPrechen." Es gehe,

um mit Marx zu sprechen, um die ,,Rückgewinnung der Staatsmacht durch die Gesell-

schaft" (Ambartzumow L988 :LL7 ).
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3. Reaktionen auf die Modernisierungserfordernisse

Obwohl die aus dem Modernisierungsprozeß resultierenden Problemlagen in allen

sozialistischen Industriegesellschaften wirksam sind, führen sie, wie die zunehmende

politische Differenzierung der Staaten des Warschauer Paktes zeigt, ztt unterschiedli-
chen Reaktionen. In der Sowjetunion ist der Reformprozeß zenttalistisch angelegt,

seine Dynamik wird in erster Linie von der politischen Führung bestimmt, wenn-

gleich sich nunmehr auch gesellschaftliche Kräfte formieren. In Polen waren solche

Kräfte bereits früher wirksam und hatten faktisch eine Pattsituation zwischen Staat

und Gesellschaft verursacht, die nur durch eine Reform des politischen Systems auf-

zulösen ist. ln Ungarn wiederum setzte die Öffnung der Partei für eine radikale Re-

formpolitik die relative Schwäche der Gesellschaft nach der Niederschlagung des Auf-
standes von 1956 voraus, wurde jedoch entscheidend vorangetrieben durch eine zuneh-

mend aktive kritische Intelligenz. In der dSSR und in der DDR wenden sich die

Parteiführungen gegen grundlegende politische oder ökonomische Veränderungen und

setzen auf die Beibehaltung des Konzeptes ,,konservativer Modernisierung" (Wlodzi'

rnierz Brus).

3.1 Der Umbau des sozialistischen Systems in Ungarn

Die Metamorphose des sozialistischen Systems geht gegenwärtig in keinem Land des

Warschauer Paktes - vielleicht mit Ausnahme von Polen - so schnell vonstatten wie

in Ungarn. Dabei waren den Bemühungen, das traditionelle sozialistische Modell zu

reformieren, auch in Ungarn bis zur Ablösung der Parteiführung unter Jänos Kädär
während der Landeskonferenz der Ungarischen Sozialistischen Arbeiterpartei (USAP)

vom 20. bis. 23. Mai 1988 enge Grenzen gesetzt. Sie beschränkten sich fast ausschließ-

lich auf die ökonomische Sphäre sowie die Kulturpolitik und hatten eher indirekte
Wirkungen auf das politische System (Knabe 1987).

Ausgangspunkt der gegenwärtigen Phase der Umgestaltung ist nunmehr - wie in der

Sowjetunion - die Überlegung, daß ohne die Modernisierung des politischen Systems

keine Wirtschaftsreform erfolgreich sein kann. Dabei betont die ungarische Parteiftih-

rung, daß der Problemdruck in Ungarn erheblich größer sei als in der UdSSR, weil
Ungarn 55 Prozent seines Bruttosozialproduktes durch Exporte realisieren muß - So-

wjetunion 10 Prozent - und deshalb stärker zur Anpassung an die Modernisierungs-

erfordernisse des Weltmarktes gezwungen ist. Anders als in der Sowjetunion orien-
tieren sich die Reformkräfte in Ungarn jedoch zunehmend an westlich-demokrati-
schen Modellen politischer Herrschaft und streben faktisch die (Re-)Integration

Ungarns in die Traditionen und Strukturen des abendländischen Europas an.

Wesentlich verantwortlich für den Führungswechsel in Ungarn waren eine Zuspit-
zung der ökonomischen Probleme und eine Vertrauenskrise in Partei und Gesell-

schaft gegenüber der Problemlösungskapazität der Kädär-Fihrung. Eine Gruppe hoher
Funktionäre um den damaligen Ministerpräsidenten Käroly Grösz setzte sich an die

Spitze dieser Unzufriedenheit und setzte umfangreiche personelle Umbesetzungen
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durch. Die personellen Machwerschiebungen, die mit der Bildung eines vierköpfigen,

mehrheitlich von den Reformern bestimmten Parteivorstandes und der Ernennung

des Reformpolitikers Rezs6 Nyers zum Parteivorsitzenden im Juni 1989 ihren vorläu-

figen Höhepunkt erreichten, schufen die Voraussetzungen für eine Reformpolitik, die

auf den verschiedenen Ebenen des politischen Systems zwar unterschiedlich stark

wirksam wird, aber - von der in Gang gesetzten politischen Dynamik angetrieben - zu

immer weitgehenderen Korrekturen an den tradierten politischen Strukturen des

Sozialismus führt.
Besonders rasch ist es im Bereich der politiscben öffentlicbkeit zu Veränderungen

gekommen, die sich zunehmend von den Restriktionen der Vergangenheit emanzi-

pieren konnte. Da Transparenz und öffentliche Kontrolle zu den Kernforderungen

der Reformkräfte zählen, beschloß das Zentralkomitee bereits in seiner ersten Sitzung

nach der Parteikonferenz im Mai 1988, die ,,Publizität" des politischen Lebens zltvet-
stdrken: Sitzungen des Parlamentes und auch des Zentralkomitees sind nunmehr Ge-

genstand intensiver Berichterstattung, von Politbihositzungen werden Kommuniqu6s

angefertigt, bislang geheim gehaltene Zahlen werden veröffentlicht - beispielsweise

über den Militärhaushalt, über die im Lande stationierten sowjetischen Soldaten, die

Finanzen der Partei oder die Gehdlter der Minister. Die Medien fanden zu einer kriti
schen, problemorientierten Berichterstattung, die kaum noch Tabus respektiert und

deshalb im Februar 1989 vom damaligen USAP-Generalsekretär Käroly Grösz als

,,Jagd nach Sensationen" und journalistischer ,,Übereifer" angegriffen wurde (Budape-

ster Rundschau, 20. Februar 1989). Darüber hinaus konnte sich auf privatwirtschaftli-
cher Grundlage eine Reihe neuer, unabhängiger Medien etablieren, und die Unter'
grund-Presse wurde durch die Einstellung der Verfolgung und ein geplantes Medien-

gesetz faktisch legalisiert.

3.1.1 Neue Rolle der Partei

Die angestrebte Pluralisierung und Demokratisierung der Machtstruktur verlangt eine

Veränderung des politischen Institutionengefüges, über deren Ausmaß es in Basis und
Führung der USAP jedoch erhebliche Meinungsunterschiede gibt. Zunächst sollte diese

im Rahmen des Einparteiensystems realisiert werden und gewisse systemimmanente

Korrekturen beinhalten, die der damalige Ministerpräsident Grösz kurz vor der Landes-

parteikonferenz in einem Interview so beschrieb'

,,Es ist an der Zeit, die führende Rolle der Partei zu überdenken - den Arbeitsstil
und verschiedene ideologische Fragen ... Heute müssen die Interessen über ver-

schiedene KanäIe an die Oberfläche, an die Öffentlichkeit gelangen, miteinander
konkurrieren, um eine Lösung.zu finden" (Budapester Rundschau, 1. August 1988).

Der Prozeß der Erneuerung und Demokratisierung betraf nach dem Willen der Landes-

parteikonferenz insbesondere die Arbeit der Partei. Auf der ersten Sitzung des Zentral-
komitees nach dem Führungswechsel im Juni 1988 wurden deshalb die Prinzipien des

,demokratiscben Zentralismus" eiageschränkt, so daß es in Ungarn nunmehr gestattet
ist, innerhalb der Partei Plattformen zu bilden, kontroverse Anträge zu stellen und
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Entscheidungen der Gremien zu krltisieren. Dadurch ist es auf allen Ebenen der Partei

zu einer zunehmenden Polarisierung zwiscben Konseruatioen und Reformern gekom-

men, die durch parallele politische Organisationen - die ,,Neue Märzfront" oder ,,Re-
formkreise" der USAP auf der einen, die orthodoxe ,,Ferenc-Münnich-Gesellschaft"
auf der anderen Seite - verstärkt wird. Ftihrende Reformpolitiker, die nach eigenen

Aussagen eine ,,kommunistisch+ozialdemokratische Synthese" und eine Zusammen-

arbeit mit den neugegründeten Parteien der Sozialdemokraten und der Kleinen Land-

wirte anstreben (Rezs6 Nyars in: Budapester Rundschat,Zo. Februar 1989), erklärten

Anfang 1989, daß sie gegen eine Spaltung der Partei nichts einzuwenden hätten, da

die Entfaltung einer konsequenten Reformpolitik faktisch von den Konservativen

blockiert würde.

Nach wochenlangen Diskussionen über die zukünftige Strategie der Partei spitzte sich

der Konflikt erstmals im Februar 1989 zu, als der populärste Reformpolitiker, Imte
Pozsgay, während eines Auslandsaufenthaltes von Generalsekretär Käroly Gr6sz öf.-

fentlich erklärte, bei den Ereignissen des Jahres 1956 habe es sich um einen ,,Volks-
aufstand" gehandelt. Nur mit großer Mühe einigte sich das Zenualkomitee während

einer Sondersitzung auf einen Kompromiß, der diese Aussage relativierte, im Gegen-

zug jedoch die Einführung des Mehrparteiensystems in Ungarn beschloß. Wenig später

verzichtete das Zentralkomitee auch auf seine Nominierungsrechte bei der Besetzung

hoher staatlicher, wirtschaftlicher oder anderer Posten und setzte damit formal das

kommunistische Nomenklatura-Prinzip außer Kraft. Durch die Verquickung der Partei

mit dem Staatsapparat, durch den Fortbestand zahlreicher Privilegien wie beispiels-

weise die betrieblichen Parteiorganisationen sowie aufgrund der Tatsache, daß bis-

lang keine gleichwertigen anderen politischen Kräfte bereitstehen, die das sich auf-

tuende Machtvakuum fiillen könnten, hat sich jedoch an der dominanten Rolle der

USAP im politischen System bis zum Sommer 1989 im wesentlichen nichtsgeändert.

Eine entscheidende Weichenstellung für die weitere wurde zu diesem Zeitpunkt von

einem außerordentlichen Parteitag im Oktober 1989 erwartet, der von den Beteiligten

als eine Art Entscheidungsschlacht über den känftigen Kurs der Partei beuachtet wurde.

3.1.2 Alte und neue Massenorganisationen

Unmittelbare Auswirkungen hat der politische Pluralisierungs- und Demokratisierungs-

prozeß auf die Rolle der offiziellen Massenorganisationen.In eine Krise geriet der

Kommunistische Jugendverband (KISZ), der bereits vor dem Führungswechsel unter

einem erheblichen Schwund seiner ursprünglich 900.OOO Mitglieder litt und in wach-

sende finanzielle Schwierigkeiten kam. Mit der Bildung neuer, unabhängiger Jugend-
verblinde wurde der Anspruch des KISZ widerlegt, Vertretung aller ltgendlicher zu

sein, was sich organisatorisch niederschlug in der Umbenennung und Umformung des

Landesjugendrates (MIOT) in den Landesrat Ungarischer Jugendverbände (MISZOT),

der nunmehr auf pluraler Grundlage arbeitet. Im April 1989 legte der einstmals so

mächtige und von der Partei gesteuerte Verband sogar das Etikett ,,kommunistisch" ab

und reformierte sich zum Ungarischen Demokratischen Jugendverband (DEMISZ), der

nur noch ein Bündnis linker, reformorientierter JugendgrupPen sein will.
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In ähnliche Schwierigkeiten geriet der ungarische Gewerkschaftsverband (SZOT), nach-
dem immer mehr Berufsgruppen unabhängige Gewerkschaften gegründet haben, die

sich in der Liga freier Gewerkschaften zusammengeschlossen haben. Nach der Ablö-
sung der alten Gewerkschaftsführung im Juni 1988 bemühte sich SZOT um eine stär-

kere Profilierung als soziale Interessenvertretung, indem der Verband öffentlich gegen

die wiederholten Preiserhöhungen und die damit verbundenen sozialen Lasten sowie

gegen die restriktive Regierungsvorlage für ein neues Streikgesetz protestierte, das im
Mätz 1988 nach erheblichen Veränderungen verabschiedet wurde und Streiks legali-

sierte. Die von den Reformkräften angestrebte Struktur unabhängigen sozialpartner-

schaftlichen Interessenausgleiches ist bislang jedoch nicht zu erkennen, weil dazu

Kapital und Arbeit, vor allem auf betrieblicher Ebene, deutlich voneinander getrennt
werden müßten.
Auf eine neue Funktion im politischen System muß sich auch die Patriotische Volks-
front umstellen, deren Initialfunktion für den Reformprozeß zurückgegangen ist, seit-

dem ihr früherer Generalsekretär Imre Pozsgay aus dem Amt schied und in Politbüro
und Regierung aufstieg. Die Volksfront versteht sich nunmehr als ,,unabhängig von
jeder politischen Kraft" (Magrar Nemzet, 18. April 1989) und als eine Art öffent-
lich-rechtliche Kammer gesellschaftlicher Organisationen, von denen sie eine ganze

Reihe neu ins Leben gerufen hat - zum Beispiel den Verband Ungarischer Umwelt-
schützer, den Budapester Rentnerverein oder den Landesrat der Intelligenz. Diese

Funktion erfüllt die Volksfront jedoch nur sehr unvollkommen, da sich ein Groß-

teil der neuen Vereinigungen und Bewegungen außerhalb der offiziellen Strukturen
etabliert hat und eine Vertretung durch die Volksfront ablehnt. Bei den Wahlen wird
diese in Zukunft ebenfalls keine determinierende Rolle mehr spielen, denn künftige
Parlamentskandidaten sollen sich vor der Wahl nicht mehr auf das Volksfront-Programm,
sondern nur noch auf die Verfassung verpflichten müssen.

3.L.3 Aufwertung des Parlaments

lm Ztge des Demokratisierungsprozesses hat notwendigermaßen das Parlament eine
Aufwertung erfahren, was nicht zuletzt dadurch dokumentiert wird, daß sich ZK-
Sekretär und Politbüro-Mitglied Mätyäs Szürös im März 1989 zum neuen Parlaments-

präsidenten wählen ließ. Das Parlament stellte in der Vergangenheit praktisch ein
Akklamationsorgan dar, das nur viermal im Jahr zusammenkam, einige wenige Gesetze

verabschiedete und selbst das Instrument der Abgeordnetenanfrage kaum nutzte. Die
legislative Funktion des Parlamentes wurde zumeist vom Präsidialrat wahrgenommen,
der die Beschlüsse von Politbüro und Regierung in eine staatliche Form goß. Schon vor
der Landesparteikonferenz vom Mai 1988 bemühte sich die damalige Führung um eine
stärkere Profilierung des Parlamentes, indem die Spielräumef;jr kontrooerse Diskussio-
nen - zum Beispiel bei der Verabschiedung der neuen Steuergesetze im Dezember

1987 - weiter gezogen wurden und eine intensivere Berichterstattung einsetzte. Diese

Tendenz verstärkte sich in der Folgezeit und erhielt zusätzlichen Antrieb durch einen
allmählich einsetzenden politischen Emanzipationsprozeß bei einem Teil der Abgeord-
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neten. Die Anfragen der Abgeordneten haben sprunghaft zugenommen und machen

auch vor früheren Tabu-Themen wie der Rehabilitierung der aus politischen Gründen
bis t962 Verurteilten nicht mehr halt. Regierungsvorlagen erhalten nunmehr regelmä-

ßig eine Reihe von Gegenstimmen, in einzelnen Fällen - zum Beispiel bei der Fest-

setzung der Gewinnsteuer für Unternehmen oder bei der Verabschiedung des Haus-

haltes für 1989 - setzten die Abgeordneten gegen den erklärten Willen von Partei und

Regierung Korrekturen durch. Darüber hinaus ist auch ein Prozeß der Fraktionierung
zu beobachten, der sich zum Jahreswechsel 1988/89 in der Gri.indung einer ,,Gruppe
der Parteimitglieder" und - als Reaktion darauf - einer Gruppe von 51 ,,unabhängi-
gen Abgeordneten" niederschlug.

Obgleich im Dezember 1987 die Befugnisse des Präsidialrates durch ein Gesetz einge-

schränkt wurden, haben die Abgeordneten nach wie vor nur geringe Möglichkeiten,

auf politische Entscheidungen Einfluß zu nehmen. Im März 1989 kritisierten einzel-

ne Parlamentarier die wiederholten Versuche, auf ihr Verhalten von außen Einfluß

zu nehmen. Inzwischen hat das Parlament eine neue Geschäftsordnung verabschiedet,

die die Komperenzen des Präsidialrates neu regelt und den Abgeordneten größere

Rechte einräumt, darunter die Möglichkeit, einzelne Minister oder die gesamte Regie-

rung durch ein MiStrauensootum zu stürzen. Nach dem Willen der Reformkräfte in der

USAP und der Opposition soll das Parlament in einem zukünftigen Mehrparteiensy-

stem die bestimmende Rolle im politischen System spielen. Voraussetzung für eine

parlamentarische Demokratie ist die Verabschiedung einer neuen Verfassung, eines

neuen Wahlgesetzes sowie eines Parteiengesetzes.

Im August 1988 akzeptierte das Parlament die von Justizminister Kulcsär vorgelegte

Konzeption für eine neue Verfassung, die keinen Deklarations- sondern Gesetzescha-

rakter haben und auf den Prinzipien der Gewaltenteilung, der Trennung von Partei und

Staat, der Unabhäingigkeit des Parlamentes, der Verwaltung und der Gerichte sowie der

garantierten Menschenrechte beruhen soll. Ungarn soll sich danach als ,,freier, demo-

kratiscber und sozialistiscber Staat" konstituieren, dessen Verfassung auf eine plurali-
stiscbe parlamentariscbe Demokrutie auf marktt»irtscbaftlicher Basis zugeschnitten ist.
Eine ,,führende Rolle" der USAP soll nicht mehr in der Verfassung verankert werden;
die Parteifiihrung hat wiederholt erklärt, nach den für Juni 199O geplanten freien Wah-

len notfalls auch in die Opposition zu gehen. Umfragen und ihren eigenen Schätzungen

zufolge, kann die Partei gegenwittig mit rund einem Drittel der Stimmen rechnen,

hat jedoch im Sommer 1989 bei örtlichen Nachwahlen Niederlagen gegenüber den

Kandidaten der Opposition hinnehmen müssen. An die Stelle des Präsidialrates soll ein

unabhängiger Staatspräsident mit politischen Kompetenzen treten. Verfassungsgericht,

Verwaltungsgericht und ein Oberster Rechnungshof sollen ebenfalls etabliert werden.

3.L.4 Staatliche Institutionen, politische Organisationen

Weitgehend unberührt vom Reformprozeß ist bis heute das staatlicbe Institutionenge'

fäge geblieben. Zr den wichtigsten Veränderungen zählt die Schaffung eines Mini-
steriums für Umweltschutz und Wasserwesen im Dezember L987 als Folge großen
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Handlungsbedarfs in diesem Bereich (vgl. Knabe 1989). Im Februar 1989 konstituierte
sich ein Rat für Umweltpolitik, im März 1989 eine Ungarische Arztekammer, die
Grtindung einer Kammer ftir Kultur ist geplant. Kritische Analysen, die nunmehr
erscheinen können, konstatieren jedoch, daß in Ungarn eine politische Struktur
herrscht, in der nach wie vor die wichtigsten Entscheidungen von einer Art ,,Trutz-
burg" aus Ministerien, Komitatsverwaltungen und rund finfzig Großbetrieben getrof-
fen werden, die beispielsweise dafi.ir Sorge tragen, daß die den rentablen Betrieben

entzogenen Geldmittel in defizitdre Mammutbetriebe gepumpt werden. Der Politologe

Elemer Hankiss stellte in einer Untersuchung fest, daß die bisherige Machtelite nun-
mehr versucht, ihre Macht zu konvertieren, in dem sie aus der Staats- und Parteibüro-

kratie in die Manager- und Unternehmenssphäre abwandert oder durch Aktienerwerb
ihre Position ökonomisch untermauert. (Budapester Rundschau, 3. April 7989).
Zrt den wichtigsten Ergebnissen des Reformprozesses zfült demgegenüber die (Re-)

Konstituierung unabbön§ger politiscber Organisationen. Dazu gehören nicht nur die

bislang fünf neugebildeten Parteien - Ungarische Sozialdemokratische Partei, Partei

der Kleinen Landwirte, Ungarische Volkspartei, Unabhängigkeitspartei, Christlich-
Demokratische Partei - sowie die beiden parteiähnlichen Vereinigungen - Ungari-

sches Demokratisches Forum, Verband Freier Demokraten -, sondern auch zahlrei-

che Klubs, Gruppen und Verbände, die sich - wie der unabhängige Jugendverband
FIDESZ - teilweise schon vor dem Führungswechsel herausgebildet haben. Das Spek-

trum dieser mehr als zwei Dutzend Gruppen reicht vom Verband Ungarischer (poli-
tischer) Häftlinge bis zu der links-konservativen Ferenc-Münnich{esellschaft, vom

Journalisten-Klub ,,Öffentlichkeit" bis hin zum neugebildeten Ungarischen Pfadfin-
derverband. Der Schwerpunkt ihres Wirkens liegt bisher notwendigerweise auf außer-

parlamentarischen Aktivitäten - Erklärungen, Unterschriftensammlungen, Demon-

strationen - und auf der Festigung der eigenen Strukturen durch Mitgliederwerbung,
Programmdiskussion und Wahl von Vertretungsorganen.
Die mitgliederstdrkste Organisation ist mit rund 15.000 Mitgliedern das national orien-
tierte Ungarische Demokratische Forum (MDF), gefolgt von der sozialdemokratischen
Partei mit mehr als 1O.OOO Mitgliedern. Der aus der demokratischen Opposition her-
vorgegangene Verband Freier Demokraten hat rund 3.OOO Mitglieder, die Mitglieder-
zahlen des Jugendverbandes FIDESZ bewegen sich in finlicher Höhe. Zu einer ersten

Zusammenarbeit zwischen USAP, Sozialdemokraten und Partei der Kleinen Landwir-
te kam es bei den Feiern für den Nationalfeiertag am 15. Märzl989,während die an-

deren Organisationen ein gemeinsames Vorgehen mit den offiziellen Vertretern ablehn-
ten. Das Angebot der USAP im April, nach polnischem Vorbild zu einem Rundtisch-
gespräch aller gesellschaftlichen Kräfte zusammenzukommen, wurde wegen eines

befürchteten Ungleichgewichts zwischen Partei und Opposition zunächst nur von
den offiziellen Organisationen und einem Vertreter der Kleinlandwirtepartei angenom-
men. Die unabhängigen Gruppen schlossen sich stattdessen zu einem oppositionellen
Rundtisch zusammen, der im August 1989 mit der USAP eine Einigung über den zu-
künftigen Wahlmodus erzielte.
Die Vielfalt der Organisationen und Aktivitäten, denen von den Medien teilweise große

Aufmerksamkeit geschenkt wird, darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß ihr tatsäch-
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liches Gewicht im politischen System bislang gering ist. Sie sind nicht nur vom poli
tischen Entscheidungsfindungsprozeß weitgehend ausgeschlossen, sondern verfügen

auch nur über geringe materielle und personelle Ressourcen. Sie fordern zwar die

Gleichbehandlung mit den offiziellen Organisationen bei der Mittelvergabe aus dem

Staatshaushalt, haben aber aus taktischen Gründen bislang auf Forderungen nach einer

radikalen Umverteilung der Ressourcen verzichtet. So erklärte der Vorsitzende der

Sozialdemokratischen Panei, Andras Räoösz, im Mdrz 1989' ,,Wir hätten unser Vermö-
gen und unsere vierzig Parteigebäude eigentlich zurückbekommen müssen, aber in der

gegenwärtigen Lage fordern wir trotzdem nichts zurück. Wir wollen nämlich keine

Konfrontation mit der USAP." (Budapester Rundschau, 3. April 1989). Insgesamt

läßt sich feststellen, daß der Demokratisierungsprozeß - anders als in Polen - bislang

nur zur Einbeziehung einer nach wie vor schmalen, hauptsächlich hauptstädtischen

Schicht in den politischen Prozeß geführt hat, was auch von der geringen Wahlbeteili-
gung bei den örtlichen Nachwahlen im Sommer 1989 dokumentiert wurde.

3.t.5 National orientierte Politik

Bei einem Wechsel von der strukturorientierten Analyseebene zur problemorientier-
ten wird deutlich, daß - neben einer weiteren Liberalisierung der Wirtschaftspolitik
und den Ansätzen zur Demokratisierung des politischen Systems - zwei Politikbe-
reiche vom Reformprozeß besonders erfaßt sind, die Rekonstituierung einer national
orientierten Politik und die Aufarbeitung von Stalinismus und Post-Stalinismus. Die

mangelhafte Vertretung der nationalen Interessen durch die USAP war in der Ver-
gangenheit einer der Hauptkritikpunkte in der Bevölkerung. Inzwischen hat die unga-

rische Regierung ihre Zurückhaltung gegenüber Rumänien in der Frage der ungari-

schen Minderheit in Siebenbärgen aufgegeben, den 15. März - Nationaltag - anstelle

des 7. Novembers - Tag der Oktoberrevolution - zum arbeitsfreien Staatsfeiertag
erkldrt und angekündigt, das kommunistische Staatswappen zugunsten eines histori-
schen abzuschaffen. Diskussionen über einen zukünftigen neutralen Status Ungarns
haben durch eine Außerung des Gorbaöeo-Beraters Oleg Bogomoloo Auftrieb erhalten,
der im Februar 1989 in Budapest erkldrte, eine solche Entwicklung stelle keine Bedro-
hung ftir die Sowjetunion dar (Budapester Rundschau, 20. Februar 1989). Was die
kommunistische Vergangenheitsbewältigung anbetrifft, gehören die feierliche Bestat-
tung des hingerichteten Ministerpräsidenten von t956,Imre Nagr, und die schritnveise
Rehabilitierung des Volksaufstandes und seiner Opfer zu den bedeutendsten Neue-

rungen. Auch die Beseitigung von jahrelangen politischen Konfliktpunkten wie das

Verbot der Wehrdienstverweigerung oder die eingeschränkte Reisefreiheit der ungari-
schen Bevölkerung zeigt die gewachsene Fähigkeit der USAP zur Modernisierung ihrer
Politik.
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3.2 Die Ennvicklung in der ÖSSn

Die Entwicklung in der ÖSSR seit dem Beginn der sowjetischen,,Peres*ojka" (1985)

wurde stark von dem vor z:wanzig Jahren niedergeschlagenen ,,Prager Frühling" ge-

prägt und kann als ein Gegenmodell zum ungarischen Reformprozeß gelten. Die

Parteiführung, die damals an die Macht kam und heute noch das Land regiert, ver-

pflichtete sich dem konservativen Breäneo-Kurs. Reformbestrebungen wurden in engen

Zusammenhang mit dem Begriff der Konterrevolution gebracht und praktisch völlig
von der Tagesordnung gestrichen. Die Partei, der Staats- und Wirtschaftsapparat sowie

die gesellschaftlichen und die Interessenorganisationen wurden von allen Anhängern

der Reformen konsequent gesäubert. Die Gesamtzahl der durch die Säuberungen allein
aus der Partei Entfernten bewegt sich um eine halbe Million (Mlynar, 33).

Die Problematik der ,ferestroika" in der CSSR laCt sich in zwei Bereichen verfolgen.

Zuerst fehlt in der Kommunistischen Partei, in den staatlichen Apparaten und in den

gesellschaftlichen Organisationen weitgehend die Generation, die in der Sowjetunion
als Trdger der Reformen auftritt. Vor allem fehlen Vertreter dieser Generation, die be-

reit sind, die Reformen durchzusetzen und sie zu tragen. Dies würde nämlich bedeu-

ten, die gesamte vorausgegangene Politik der tschechoslowakischen Führung bloßzu-

stellen. Daraus ergibt sich, daß die tschechoslowakische Führung sehr große Mühe

hatte, sich dem Gorbaöeo-Kurs in der UdSSR anzuschließen. Sie entschied sich dazu

de facto erst nach dem Januar-Plenum 1987 und nur unter deutlichen Vorbehalten.
Ihre Bedingung war, daß an der Gesamtbewertung des ,,Prager Frühlings" und seiner

Unterdrückung nichts Bedeutendes geändert wird und die sowjetische Führung diese

tschechoslowakische Position respektiert. Als Gegenleistung bot die tschechoslowa-

kische Führung der Sowjetunion die internationale Unterstützung für ihre Politik und
eine außerordentlich breite Palette der Zusammenarbeit an (Rude praoo, 13.4.1987).
Durch die Umstände gezwungen, erklärte sie sich weiter bereit, den sowjetischen Re-

formen im ökonomischen Bereich zu folgen, nahm sich zugleich jedoch das Recht
heraus, die politischen Reformen erst zum späteren Zeitpunkt einzuleiten (Jakooleo

1987: 6). Damit verschaffte sie sich die Möglichkeit, eine offene Diskussion in der

Öffentlichkeit über Anderungen im politischen und gesellschaftlichen Leben vorläufig
nicht zuzulassen. Dahinter stand die Befürchtung, daß jede politische Öffnung letzt-
endlich eine Diskussion über die Mißstände, Säuberungen, Gesetzesübertretungen

und die Unterdrückung der Reformen in den letzten zwanzig Jahren zur Folgehaben
würde. Eine solche Diskussion könnte die Führung jedoch nicht überleben.

3.2.1 Reform-Diskussion

Trotzdem konnte die politische Führung eine Diskussion über die Inhalte und Ziele

der bevorstehenden Reformen nicht vollständig verhindern. Sie wurde durch den frü-
heren Ministerpräsidenten L. Strougal und einige andere wenige ZK- und Regierungs-

mitglieder getragen (Lßty, 6/L987 t 6-7). Einerseits erkannten sie die Notwendigkeit
von einschneidenden ökonomischen Anderungen in der ÖSSR und wußten auch, daß
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diese Reformen ohne eine gewisse politische Lockerung nicht zu erreichen und auch
nicht durchzuführen sind. Andererseits rechneten sie offensichtlich damit, daß eine
vorsichtige politische Öffnung die Situation im Lande entschärfen und der Führung,
zumindest aber einem Teil von ihr, dadurch eine Überlebenschance geben würde.

Ihre politischen Absichten formulierte diese Gruppe jedoch nur in Andeutungen.
Das Auftreten von SffougaI fährte zu einem vor der Öffentlichkeit nicht voll auf-
gedeckten, heftigen Zusammenstoß mit dem Führungskern, der das Sekretariat des

Zentralkomitees bildete. In diesem Zusammenstoß gewann das ZK-Sekretariat die

Oberhand; seine Position wurde durch systematische Kaderpolitik in den Partei-

apparaten abgesichert. Im Herbst 1987 wechselte M. lake§ den alten und aktionsun-
ffüigen G, Husak auf dem Posten des Generalsekretärs ab. Damit wurde der Sieg des

Parteisekretariats vorentschieden (Slansky 1 988 : 18 ).
In der zweiten Hälfte des Jahres 1988 wurden dann ie oberen Ftihrungsebenen der
Partei von der Mehrheit der Aufmüpfigen gesäubert. Strougal wurde gezwungen,

seinen Posten aufzugeben; ihm folgten einige weitere Funktionäre. Um den Charak-

ter dieser Entwicklung zu verdecken, schickte die Parteiführung den Hauptverueter
der konservativen Kräfte der Partei - V. Bilak - in Pension. Die Parteiführung wurde
durch mehrere Vertreter der jüngeren, vieruig- bis ftinfzigiährigen Funktiondrsgene-
ration ergänzt (L'Unita, 27.1O.L988). Diese Ergänzung erweckt den Verdacht, daß

man solche neuen politischen Kader in die Positionen bringen wollte, die in Zukunft
die Kontinuität des heutigen politischen Kurses sichern würden.

3 .2.2 Demonstrations-Bewegung

Dieses Gesamtszenario wurde aber im Herbst 1988 allmählich ins Wanken gebracht.

Der Ursprung dieser Verunsicherung wird klar, wenn man auch die Tendenzen der
oppositionellen und dissiderrtiscben Bewegung in Betracht zieht. Die oppositionellen
und dissidentischen Gruppen sammeln sich seit Jahren um die ,,Cbarta 77". Sie stellt
sich zwar als unpolitische Initiative dar, was jedoch nicht ausschließt, daß in ihrem
Rahmen verschiedene politische Gruppierungen zusammenarbeiten, wie die Reform-
kommunisten beziehungsweise die demokratischen Sozialisten, die Sozialdemokraten
oder die Christen. Die ,,Peresnojka" wurde durch diese Gruppierungen zwar nicht
ohne Vorbehalte - die aus den unterschiedlichsten politischen Einstellungen innerhalb
det ,,Cbarta 77" und aus ihrem langjährigen, wohl begründeten Mißtrauen der sowjeti-
schen Politik gegenüber entstanden sind - aber insgesamt positiv aufgenommen. Be-

sonders deutlich sprachen sich die Reformkommunisten zugunsten von ,,Perestrojka"
und dem Gorbaöeo-Kurs aus, Sie verlangten, die sowjetischen Reformen als Anlaß zu

gleichgerichteten Reformen in der ÖSSR ,u nehmen. Dabei trat immer deutlicher die
Forderung nach politischen Anderungen in Richtung einer pluralistischen Gesellschaft
und die Rehabilitierung des ,,Prager Frühlings" in den Vordergrund. Andere Gruppie-
rungen untersti.itzen zwar diese Forderungen, ihre Vorstellungen über die gesellschaft-
lichen Perspektiven gingen jedoch tiefer. (Listy,217988: 5-7 , 27 -28).
Die Parteiführung wurde gezwungen, diesen Tendenzen gegenüber Stellung zu bezie-
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hen. Sie wurde sich bewußt, daß die Ereignisse in der Sowjetunion den,,Prager Früh-

ling" in den Augen der Bevölkerung rehabilitierten und sie fürchtete, daß das Jubi-
läumsjahr des ,,Prager Frühlings" 1988, Aktionen auslösen würde, die die politische

Stabilität im Lande untergraben könnten. Seit Jake§ Antritt unternahm sie deshalb

eine breit angelegte Kampagne mit dem Ziel, den ,,Prager Frühling" und seine Trdger

zu diffamieren. Diese Kampagne bewirkte jedoch de facto das Gegenteil. Die Proble-

matik des Jahres 1988 und ihrer Unterdrückung wurde auf diese Art und Weise in
breite Bevölkerungsschichten und unter die Jugend getragen. In der gleichen Richtung

wirkten auch die Feierlichkeiten dieses Jahrestages im Ausland. So kam es am 21. Au-

gust 1988 in Prag zum ersren Mal seit Ende der sechziger lahre zu einer Massendemon-

stration mehrerer tausend junger Menschen. Sie bedeutete einen Durchbruch' In
kurzer Zeit folgten weitere Demonstrationen, an denen sich wieder Tausende von

Menschen beteiligten. Im Januar 1989 mündete diese Entwicklung in eine eine Woche

andauernde Demonstration in Prag, die die Regierung mit Gewalt zu brechen ver-

suchte. FiA diese im August 1988 begonnene Demonstrationsbe\i/egung war typisch,
daß sie sich anfänglich aus der Initiative einer neuen Organisation von jungen Men-

schen, die nicht direkt an die ,,Cbarta 77" angeschlossen weren, entfaltete. Zur Zttsam'
menarbeit der neuen und alten oppositionellen Gruppierungen beziehungsweise Bür-

gerinitiativen kam es erst im Verlauf der Demonstrationen.
Die politischen Ziele dieser neuen Bewegung sind bisher nicht genau formuliert. Deut-
lich ist jedoch, daß sie die bestehenden politischen Verhilltnisse ablehnt und nach einer

grundsätzlichen Anderung verlangt. Die Parolen, die im Verlauf der Demonstrationen
gerufen wurden - ,,lllasaryk" rnd, ,,Daböeft" - machen die Richtung deutlich (Frank-

furter Allgemeine Zeitung, 22.8.1988).Im Frinzip geht es darum, ein der nationalen

Tradition verpflichtetes Regime zu etablieren, das sich auf das pluralistische, parlamen-

tarische System und die Entfaltung von verschiedenen Formen der Marktökonomie

- beziehungsweise auch eine Kombination von Markt und Plan - stützen wird. Eine

genaue Ausformulierung dieser Position unterblieb vorerst deswegen, weil es momen-
tan primär darum geht, den Reformbeginn zu erkämpfen und die politische Führung in
dieser Richtulg zum Nachgeben at zwingen. Ein anderer Grund hierfi.ir ist sicherlich,
daß bei einer programmatischen Festlegung die politischen Unterschiede in der sich

entwickelnden Bewegung stark zum Vorschein kommen würden und das gemeinsame

Vorgehen dadurch Schaden nehmen könnte.
Ein Schritt in diese Richtung wurde jedoch bereits gemacht. Im Februar 1989 wurde

eine reformkommunistische Gruppierung unter dem Namen ,,Obroda" (Wiedergeburt)

gegründet, die sich auf ein aktualisiertes Aktionsprogramm des ,,Prager Frühlings"

stitzt (Listy 2 I 1989 : 20-22).
Die Januar-Demonstrationen zeigten deutlich, daß die Stabilität in der ÖSSR ange-

schlagen ist und die heutige politische Führung auf Dauer keine Ruhe im Lande sichern

kann. Die Repressionen, mit denen die Führung nach den Januar-Demonstrationen ein

Exempel statuieren wollte, als sie Väclaa Haoel wd weitere Vertreter der Opposition
fia mehrere Monate in Gefängnisse schickte (Rudä präao,22.2.1989) und das Demon-

strationsrecht drastisch verschärfte (Rudö präoo,16.2.L989),führten zur Isolation der

Führung im Lande - Aufruf von mehreren tausend Kulturschaffenden und Wissen-
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schaftlern, von den Repressionen abzulassen und einen nationalen Dialog zu beginnen

- und im Ausland, sogar bei den Verbündeten, wie Proteste aus Ungarn, Polen, des

DDR-penclubs und auch namhafter Intellektueller aus der udssR zeigten.

Alle diese Ereignisse führten offensichtlich zu neuen Auseinandersetzungen in der

tschechoslowakischen Fährung, deren Inhalte vorläufig nicht ausreichend bekannt

sind. Ob sich daraus ein intensiver Dialog mit der Gesellschaft enrwickelt, bleibt abzu-

warten.

4. Modernisierung und Pluralismus als Bedingung der Systemreform

Die Analyse der Entwicklungen in der ÖSSR und in Ungarn zeigen, daß die Reaktio-

nen auf die Modernisierungserfordernisse in den sozialistischen Ländern in entgegen-

gesetzte Richtungen weisen. Während Ungarn - wie auch Polen - im Begriff ist, die

Ladierte Struktur des Sozialismus zu durchbrechen, suchen andere sozialistische

Staaten nach innersystemaren Möglichkeiten der Problemlösung. Im Gegensatz zur

ÖSSR hat sich in der Sowjetunion jedoch offenbar die Ansicht durchgesetzt, daß

rein technokratische Reformversuche ohne Korrekturen an den Strukturen des poli
tischen Systems keine Erfolgsaussichten haben.

Unter den reformorientierten Ländern lassen sich zwei unterschiedliche Konzeptio-

nen erkennen, ohne daß diese bereits voll ausformuliert wären: eine Entwicklung in

Richtung eines demokratiscber Pluralismus mit mehreren unabhängigen Parteien

und freier Interessenorganisation, verbunden mit der Möglichkeit, daß die kommu-

nistische partei nicht mehr die Mehrheit in freien Wahlen erringt. Diese Vorstellung

hat bisher allenfalls in Ungarn und Polen eine realistische Chance. Das Gegenmodell

könnte als eine Form des ,,autoritciren Pluralismus" bezeichnet werden. Hier gibt die

regierende kommunistische Partei Felder frei, in denen sich plurale Interessen in

uo-.g.g.ben.n Bahnen bewegen können. Diese Konzeption ist tendenziell mit der

Aufgabe der Vorstellung von der kommunistischen Partei als Avantgarde der gesamten

Gesellschaft, keineswegs aber mit der Aufgabe ihrer politischen Hegemonie verbunden.

Als ,,Modell" können hierftir die Überlegungen der sowjetischen Parteiftihrung gelten.

politische Reform erfordert vor allem eine Modernisierung der Bütoktatiez. Die in den

vergangenen Jahrzehnten erfolgte Differenzierung und Spezialisierung bestehender

epp"rrtor.n hat allenfalls zu einer Ausdehnung, nicht zu einer Effektivierung der

ftanungs- und Lenkungsstrukturen geführt. Entscheidendes Hindernis ist die starre

hierarchische Struktur der Apparate und die ,,Versäulung" der einzelnen Sektoren,

die eine Bearbeitung von Querschnittaufgaben nahezu unmöglich machen,

Die Modernisierung der Bürokratien erfordert deshalb relative Selbständigkeit, Eigen-

veranrwortlichkeit und Handlungsfreiheit der Einzelbürokratien, um sie in die Lage

zu versetzen, flexibel auf neue Problemkonstellationen reagieren zu können. Anderer-

seits muß ihre Normsetzungskompetenz beschnitten werden. Die Ausdehnung for-

maler Handlungsanweisungen, zumeist mit Hilfe rechtlicher Kodifizierung, hat hier

nur insoweit Abhilfe schaffen können, als eine deutlichere Kompetenzabgrenzung

möglich geworden ist. Die Regelgebundenheit und Kalkulierbarkeit des Verwaltungs-
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handelns hat sich erhöht, und es ist zumindest partiell gelungen, Ordnung in das

historisch gewachsene Institutionen,,chaos" zu bringen. Die Ausweitung der Kompe-
tenzen auf der einen und die Beschneidung von Wildwuchs auf der anderen Seite

gleicht jedoch der Quadratur des Kreises. Da mit einer grundsätzlichen Revision des

zentralistischen Modells in der ÖSSR und der DDR gegenwärtig nicht zu rechnen ist,
erscheint zumindest eine partielle Schwächung der verfestigten Verfügungsansprüche
des politischen Systems zugunsten der Dispositions- und Entscheidungsmöglichkeiten
der einzelnen Teilsektoren der Gesellschaft unabdingbar.
Die gegenwärtigen Veränderungen des politischen Systems vollziehen sich zwischen
zwei Polen: Einem Differenzierungsprozeß der ,,versäulten" Struktureri des politischen
Systems, in dem sich seit den frühen sechziger Jahren einzehe staatliche Apparate
und parteigebundene Massenorganisationen als bürokratische Interessengruppen for-
miert haben, der eher in Richtung eines ,,sozialistischen Korporatismus" weist und
Tendenzen, die in Richtung eines spezifischen sozialistischen Pluralismus gehen (Glae§-

ner 1982a).

In den Diskussionen sowjetischer und mittelosteuropäischer Sozialwissenschaftler
geht es um die Sicherung der Innovationsfähigkeit und -bereitschaft des politisch-
gesellschaftlichen Systems. Dieser Prozeß kann jedoch nicht länger von der Frage

nach gesellschaftlichem und politischem Pluralismus getrennt werden. Mibäly Bibari
führt folgende Defekte des ,,parteizentrierten politischen Systems" an,

Die Dominanz der Politik, die bürokratische Form sozialer Integration, das Mono-
pol eines Machtblocks, die parteizentrierte Politik, die intensive Zentralisierung
der Entscheidungsprozesse, die exzessive Zentralisierung der Organisationen und das

Zusammenwirken von Partei, Staat und repressiven Organisationen. Der Machtme-

chanismus basiere auf persönlicher Abhängigkeit und einem System nicht institu-
tionalisierter und immer verteilter Macht- und Entscheidungsbefugnisse. Die Domi-
nanz, Machtposition und große Zrhl von administrativen Apparaten unter der
Führung der Partei und das Fehlen politischer Institutionen, die zwischen den ver-

schiedenen Interessen vermitteln, werden als Hauptursachen für die Inkompetenz,
Inflexibilität und Ineffektivität der politischen Institutionen verantwortlich ge-

macht (Bibari 1987 :24).
Als Konsequenz aus dieser, von anderen Sozialwissenschaftlern in den sozialistischen

Ländern geteilten Einschätzungen ergibt sich die Forderung, autonome Interessenver-

tretung zu ermöglichen, zumindest einen partiellen Pluralismus und eine Teilung der

Gewalten einzufi.ihren und mehr Öffentlichkeit zuzulassen, um so den veränderten

Gegebenheiten in den sozialistischen Gesellschaften Rechnung z.utragen. Bereits 1968
hatten Sozialwissenschaftler in der ÖSSR nach den Folgen gefuagt,die das Aufkommen
der ,,wissenschaftlichen Zivilisation" (Scbelsky 1961) für die politischen und gesell-

schaftlichen Systeme des Sozialismus haben werde. Ihre Antwort lautete: In der
wissenschaftlich-technischen Revolution ist die Wissenschaft ,,Produktivkraft par
excellence" und ,,zwingt zu einer immer stdrkeren und schließlich universalen Integra-
tion des Wirtschafts-, Sozial- und Kulturlebens. Jede Barriere, jedes Monopol wird bei
ihrem Eindringen in das Leben der Gesellschaft früher oder später zum bremsenden
Ballast" (Richta-Report 1971:117). Die ForschergruppermRadooan Ricbta forderte
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seinerzeit einen politisch gelenkten Modernisierungsprozeß, in dem für den Bereich der

Wissenschaft ,,autonome, von den Leitungsformen und -regeln getrennte Verhdltnisse"

geschaffen werden müßten, um einer Gesellschaft, deren formale Strukturen einen

dynamischen Modernisierungsprozeß behinderten, die notwendige Entwicklungs-

dynamik zu verleihen (Ricbta-Report l97l: 123).

Der wohl entscheidende Aspekt ist die notwendige Modernisierung der Gesellschaft.

Sie kann zum einen im Ausbau btirgerlicher Rechte bestehen - hier hat der Prozeß der

Verrechtlichung in einer Gesellschaft, in der das Recht seine politisch-instrumentelle

Rolle noch nicht verloren hat, eine andere Funktion als in den westlichen Demokra-

tien. Zum anderen können die bestehenden Formen gesellschaftlicher und politischer

Partizipation der ,,sozialistischen Demokratie" ausgeweitet werden, die die ihnen

zugedachte Integrationsfunktion nur unzureichend wahrnehmen, weil sie in ihrer

gegenwärtigen Form eher einer ,,Kolonisierung der Lebenswelten" als der institutiona-
lisierten gesellschaftlichen, politischen und kulturellen Organisation gesellschaftlicher

Interessen dienen.

Modernisierung der Gesellschaft stellt schließlich die Frage nach der Rekonstruktion

der ,,cioil society" . Es geht um eine Art ,,Arbeitsteilung" zwischen dem Parteistaat und

der zivilen Gesellschaft, was in einem ersten Schritt hieße, Verzicht auf den umfas-

senden Lenkungs- und Regelungsanspruch der Partei mit allen Folgen, die sich weiter

daraus ergeben, radikaler Umbau des politischen Systems und Anerkennung autono-

mer gesellschaftlicher Interessen. In der Sicht vieler Intellektueller in den mittel- und

osteuropdischen Ländern heißt das schließlich auch: Wiederanknüpfen an vorsozialisti-

sche nationale Traditionen um so langfristig die sowjetische Hegemonie abzuschütteln

(Burmeister / B oldt / Möszäros, 1988).
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